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Vereinigung Mittel- und Westdeutschlands bis zur DDR 2.0 von 1990-2020: 30 Jahre 
Vasallenschaft und eingeschränkte Selbstbestimmung, Teil 6 
 
Fragen und Antworten zur unfreien BRD/DDR 2.0 (1990 bis 2020): 
1. Wieso zählt das neue Verwaltungskonstrukt Bundesrepublik Deutschland (BRD und 
DDR) völkerrechtlich  nicht zu den souveränen Staaten? 
In der DDR fanden am 18. März 1990 die ersten freien Wahlen zur Volkskammer der DDR 
statt - "Allianz für Deutschland" aus CDU, DSU und DA = 48,2 %, SPD = 21,8 %, PDS = 
16,3 % ... -. Die Wahlbeteiligung lag bei 93,2 % (x101/173). 
Die Berliner Tageszeitung "taz" berichtete am 19. März 1990 über die ersten freien Wahlen 
zur Volkskammer der DDR (x303/173): >>... Kohl hat sich im Wahlkampf für den Anschluß, 
für die Teilhabe der DDR-Bürger am westlichen Wohlstand, für das Versprechen von der Er-
lösung vom Dasein eines Deutschen zweiter Klasse verbürgt. 
Eine Mehrheit der DDR-Wähler wollte Gleichheit jetzt - und sei es nur als Garantie von mate-
riellen Symbolen der Gleichheit.<< 
Der Deutsche Bundestag in Bonn und die DDR-Volkskammer in Ost-Berlin verabschiedeten 
am 21. Juni 1990 den Staatsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik. Ferner wurde eine Entschließung über die endgültige Aner-
kennung der polnischen Westgrenze (Oder-Neiße-Linie) verabschiedet. 
Die Bundestagsdebatte vom 21. Juni 1990 endete mit dem Ausruf des Grünen-Abgeordneten 
Briefs: "Es darf nie wieder Deutschland geben. Nie wieder Deutschland!"  
Beifall bei Abgeordneten der Grünen.<<  
Der Deutsche Bundesrat stimmte am 22. Juni 1990 dem Staatsvertrag und der Entschließung 
über die deutsch-polnische Grenze zu. 
Die DDR-Volkskammer beschloß am 22. August 1990 den Beitritt der DDR nach Artikel 23 
des Deutschen Grundgesetzes. Beitrittstermin der DDR zum Geltungsbereich des Grundgeset-
zes wurde der 3. Oktober 1990. 
Vertreter der deutschen Regierungen unterzeichneten am 31. August 1990 in Ost-Berlin den 
Einigungsvertrag über die Herstellung der Einheit Deutschlands (Beitrittstermin der DDR zum 
Geltungsbereich des Grundgesetzes: 3.10.1990).  
Am 12. September 1990 wurde in Moskau das Abschlußdokument der "Zwei-plus-Vier-
Verhandlungen" von den Außenministern der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen 
Demokratischen Republik, der Französischen Republik, des Vereinigten Königreichs von 
Großbritannien und Nordirland, der UdSSR und der USA unterzeichnet.  
Am 3. Oktober 1990 trat die Deutsche Demokratische Republik der Bundesrepublik Deutsch-
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land bei. Gemäß Einigungsvertrag vom 29.09.1990 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik wurden die Länder Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen am 3. Oktober 1990 Länder der Bun-
desrepublik Deutschland (obgleich diese neuen Länder der Deutschen Demokratischen Repu-
blik erst am 14. Oktober 1990 gemäß Ländereinführungsgesetz gebildet wurden!!!).  
Der 3. Oktober ist seither ein gesetzlicher Feiertag ("Tag der deutschen Einheit").  
Infolge des Inkrafttretens des Staatsvertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR gehörten die fünf neuen Bundesländer seit dem 3. Oktober 1990 zur EG. 
Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik waren keine 
souveränen Staaten, weil das Deutsche Reich völkerrechtlich nie untergegangen ist. Es han-
delte sich lediglich um Besatzungskonstrukte der alliierten Siegermächte, aber um keine Staa-
ten im völkerrechtlichen Sinn, denn sie verfügten nicht über die klassischen Merkmale eines 
Staates: Staatsgebiet, Staatsvolk und Staatsgewalt.  
Weder die Bundesrepublik Deutschland noch die Deutsche Demokratische Republik waren 
völkerrechtlich politisch und ökonomisch unabhängige Staaten. Während der Vereinigung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik im Jahre 1990 
wurden demnach nur zwei unsouveräne, abhängige Staatsgebilde (ehemalige Besatzungszo-
nen der Siegermächte des Zweiten Weltkrieges) zusammengeführt. 
Die von den Siegermächten gegründete BRD und die DDR waren nie souveräne Staaten. Die 
freien, geheimen Wahlen in der BRD waren zwar frei und geheim, aber die gewählten Partei-
en und Abgeordneten waren nicht souverän. Insofern waren alle Wahlen völlig überflüssig.  
Aufgrund des Besatzungsstatutes, der geheimen Zusatzverträge - Ruhrstatut und Zwangsmit-
gliedschaft in den Folgegemeinschaften Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl bzw. 
Montanunion, EG und EU - sowie der zahlreichen geheimen Vorbehaltsrechte handelten die 
gewählten Parteien und Abgeordneten seit Gründung der BRD im Auftrag der alliierten Sie-
germächte. Seit 1949 mußte jeder deutsche Bundeskanzler die sogenannte "Kanzlerakte" un-
terschreiben. 
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag wurde ausdrücklich die Souveränität der Bundesrepublik 
Deutschland verkündet. Das neue Verwaltungskonstrukt (BRD und DDR = BRD) übernahm 
jedoch gemäß "Zwei-Plus-Vier-Vertrag" wesentliche Teile des Überleitungsvertrages von 
1954 (Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen vom 23.10.1954) 
und blieb weiterhin Zwangsmitglied der Europäischen Union, so daß die politischen und wirt-
schaftlichen Selbstbestimmungsrechte der Deutschen weiterhin erheblich eingeschränkt blie-
ben.  
Aufgrund der damaligen Grundgesetzänderung wurde die Einheit und Freiheit Deutschlands 
angeblich für das gesamte deutsche Volk vollendet und damit das Heimat- und Selbstbestim-
mungsrecht der vertriebenen Ostdeutschen kurzerhand komplett ausgeblendet.  
Der "Verzicht" auf Teile des fortbestehenden Deutschen Reiches - Ostdeutschland bzw. deut-
sche Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße - war gemäß Artikel 25 Grundgesetz völker-
rechtswidrig und deshalb ungültig und nichtig. 
Artikel 25 des deutschen Grundgesetzes - Stand: Januar 2018 - lautete wie folgt (x890/...): 
>>Artikel 25 
Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den 
Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesge-
bietes.<<  
 
2. Weshalb zählen "Die Grünen" bzw. "Bündnis90/Die Grünen" zu den gehorsamen 
Erfüllungsgehilfen und willigen Handlangern der Neuen Weltordnung? 
Nach der sog. "Wiedervereinigung" im Jahre 1990 etablierten die fanatischen Schüler der 
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kommunistischen "Frankfurter Schule" und die schon bald mit ihnen verbündeten erstklassig 
geschulten SED-Kader in der Bundesrepublik Deutschland allmählich eine linksradikale Be-
wegung der selbsternannten Gutmenschen.  
Der staatlich geförderte Glaubensverfall unterstützte den dramatischen Niedergang der 
christlichen Werteordnungen, der "guten Sitten" sowie der alten "moralischen Werte" und 
unterstützte die Herrschaft der religiösen Öko-Hysteriker und falschen Klimapropheten. Die 
evangelische und die katholische Kirche unterwarfen sich später fast widerstandslos der 
totalitären Gender-Ideologie und gehören gegenwärtig nicht selten zu den Verteidigern der 
von den selbsternannten Gutmenschen eingeleiteten Destabilisierungsmaßnahmen.  
Die linksradikalen Gutmenschen und die Massenmedien setzten danach unentwegt Rechtferti-
gungsgründe wie z.B. Brüderlichkeit, Einigkeit, Freiheit, soziale Gerechtigkeit, Demokratie, 
Antifaschismus, Rassismus usw. ein, um die politischen Gegner auszuschalten, den Wirt-
schaftsstandort Bundesrepublik Deutschland systematisch zu schwächen und die Illusion eines 
funktionierenden demokratischen Rechtsstaates zu vermitteln. 
Der Schriftsteller Michael Kleeberg schrieb am 22. Mai 1999 in der Tageszeitung "Die Welt" 
über eine Deutschlandreise des französischen Schriftstellers Bernard-Henry Lévy (x268/23-
24): >>Das Interessanteste war die Antwort Joschka Fischers, von 1998-2005 Bundesaußen-
minister, auf Lévys Frage, was denn der Zement sei, der das heutige Deutschland zusammen-
halte, der Urkonsens, der Anfangsmythos, so wie die Revolution von 1789 für Frankreich. 
Fischer antwortete, das sei, so seltsam es sich anhöre, für die Bundesrepublik wohl Ausch-
witz.  
Es lohnt, eine Weile innezuhalten und zu überlegen, was ein solcher Satz bedeutet. Ein Staat, 
so scheint mir, der tatsächlich auf Auschwitz beruht, kann nur eine Finalität haben, nämlich 
zu verschwinden.  
Die Chiffre Auschwitz kann vieles bedeuten, eines jedoch nicht: eine Konstruktionsvorlage. 
Ein Staat Deutschland, der statt auf den Toten seiner Revolution auf den Leichen der von sei-
nen Vätern Vergasten ruhte, dessen einzige Aufgabe wäre es, sich selbst und seinen Namen 
abzuwickeln. ...<< 
Der deutsche Nachrichtensender "n-tv" berichtete am 10. Januar 2006: >>Gastprofessur an 
Elite-Uni 
Fischers neues Leben 
Der ehemalige Außenminister Joschka Fischer will nach Informationen des "Sterns" Gastpro-
fessor in den USA werden. Die Zeitschrift berichtet unter Berufung auf das Umfeld des Grü-
nen-Politikers. Fischer habe geheime Verhandlungen über eine Gastprofessur an einer ameri-
kanischen Elite-Universität geführt. Seit längerem hätten ihm Anfragen aus Princeton in der 
Nähe von New York und Harvard im US-Bundesstaat Massachusetts vorgelegen. 
In Princeton hatte Fischer bereits 2003 einen Vortrag über "Europa und die Zukunft der trans-
atlantischen Beziehungen" gehalten. Laut "Stern" will Fischer, der weder Abitur noch ein Stu-
dium vorweisen kann, aber nicht für immer in die USA umziehen, sondern nur für zwei bis 
drei Jahre. Er verhandele zudem noch mit einem US-Forschungsinstitut über eine Mitarbeit 
im Bereich der Außenpolitik. 
Fischer arbeite zunächst aber noch an einem Buch über seine siebenjährige Amtszeit als Au-
ßenminister und Vizekanzler der rot-grünen Koalition, hieß es. Es soll Anfang 2007 erschei-
nen. 
Die Grünen gehen den Informationen des Blatts zufolge davon aus, daß Fischer sein Bundes-
tagsmandat "demnächst" zurückgeben werde. Gerade hat er sein letztes Parteiamt bei den 
Grünen niedergelegt, und zwar die Mitgliedschaft im Parteirat.<< 
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Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 29. Mai 2012: >>Joschka Fischer: 
Deutsche sollen zahlen 
Joschka Fischer hat die Deutschen aufgefordert, für die Schulden der anderen Euro-Staaten 
aufzukommen. In einem Aufsatz für den amerikanischen Thinktank projectsyndicate.com 
schrieb der frühere Außenminister, Deutschlands "Macht und Wohlstand" sollten zur Rettung 
der EU eingesetzt werden.  
Laut Fischer hätten die Deutschen sich im 20. Jahrhundert zweimal selbst vernichtet. "Es wäre 
sowohl tragisch als auch ironisch, wenn das wiedervereinigte Deutschland, obwohl friedlich 
und mit den besten Absichten, die europäische Ordnung ein drittes Mal ruinieren würde", so 
der grüne Spitzenpolitiker. 
Als Konsequenz solle Deutschland seine Mittel einsetzen, um die Schuldner der Euro-Zone 
freizukaufen. Die Bundesrepublik müsse einer Fiskalunion zustimmen. Unbegrenzt solle die 
Europäische Zentralbank künftig die Staatsanleihen der Schuldnerstaaten ankaufen. Zudem 
sollten Schulden durch die Ausgabe von Eurobonds "europäisiert" werden. Schließlich sollten 
neue Wachstumspakete aufgelegt werden, um den Wiederaufbau zu unterstützen. Andernfalls 
drohe der Zerfall des Euro und der totale Niedergang des Kontinents. … 
Projectsyndicate ist eine private Denkschule, die Artikel von Publizisten durch ein Netz von 
Zeitungen verbreitet. Sie wird indirekt von dem amerikanischen Multimilliardär George Soros 
unterstützt.<< 
Stefanie von Berg (Bündnis 90/Die Grünen) erklärte am 11. November 2015 vor der Hambur-
gischen Bürgerschaft (x354/78): >>… Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, unsere 
Gesellschaft wird sich ändern, unsere Stadt wird sich radikal verändern, ich bin der Auffas-
sung, daß wir in 20, 30 Jahren gar keine ethnischen Mehrheiten mehr haben in unserer Stadt. 
Und ich sage Ihnen ganz deutlich, gerade hier in Richtung rechts: Das ist gut so.<< 
Die deutsche Politikerin Katrin Göring-Eckardt (Bündnis 90/Die Grünen) erklärte in einem 
Bericht des Nachrichtenmagazins "DER SPIEGEL" vom 2. November 2017 (x355/36): >>… 
Sind wir ein Land, das für Migrantinnen und Migranten offen ist, was Leute anzieht - die wir 
übrigens dringend brauchen, nicht nur die Fachkräfte, sondern weil wir auch Menschen brau-
chen, die in unserem Sozialsystem zuhause sind, und die sich hier auch zuhause fühlen kön-
nen?<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 03/2019 berichtete im März 2019: >>Die 
Ökodiktatur der Grünen 
_von Jürgen Elsässer 
Kein Volk, kein Recht, kein Diesel - das ist erst der Anfang. Die nächsten Stationen dieses 
Zugs ins Nirgendwo sind schon vorgezeichnet: keine Industrie, kein Strom, keine Demokratie. 
Auf frappante Weise ähneln die aktuellen Entwicklungen einem alten Plan.  
Im August 1944, als der Zusammenbruch des Dritten Reiches schon absehbar war, formulierte 
der US-amerikanische Finanzminister eine Agenda für die Zukunft des unterworfenen Feind-
staates. "Dieses Programm … soll Deutschland in ein Land mit vorwiegend agrarischem und 
ländlichem Charakter verwandeln", skizzierte Henry Morgenthau die Leitlinie seiner Überle-
gungen.  
… Auf unheimliche Weise zeichnen sich im wiedervereinigten Deutschland Entwicklungen 
ab, die an den Morgenthau-Plan erinnern: 
Denazifizierung: Je größer der zeitliche Abstand zu Hitler-Deutschland wird und je weniger 
alte Parteigenossen noch leben, um so wilder rast der Furor eines faktenbefreiten Antifa-
schismus. Positionen, die 60 Jahre lang in der CDU/CSU mehrheitsfähig waren, stehen mitt-
lerweile unter Nazi-Verdacht. 
Demilitarisierung: Was Morgenthau nicht schaffte, gelingt Ursula von der Leyen mit ihren 
Beratern von McKinsey mühelos. Die Bundeswehr ist nur noch ein Schrotthaufen, die meisten 



 5 

Panzer stehen in der Werkstatt, Kampfflugzeuge müssen zur Rundumsanierung am Boden 
bleiben, bei Manövern werden fehlende Geschützrohre durch Besenstiele ersetzt. Die Rü-
stungsschmiede Heckler & Koch darf das Standard-Sturmgewehr G36 nicht mehr produzie-
ren, der einstige Großwaffenlieferant Thyssenkrupp steht vor der Zerschlagung. 
Deindustrialisierung: Die "vollständige Demontage des Ruhrgebietes", einer der Kernpunkte 
des Morgenthau-Plans, ist seit der Wiedervereinigung zügig umgesetzt worden. Im Dezember 
2018 wurde die letzte Steinkohlezeche geschlossen. Die gesamte Region ist zum Armenhaus 
der Republik verkommen, in ihren No-go-Areas herrschen muslimische Banden, die Infra-
struktur verfällt.  
… Die neuerlichen Attacken sollen die verbliebenen Zentren der Wertschöpfung attackieren - 
die Automobil- und die Energieproduktion. 
Die immer weiter um sich greifenden Dieselfahrverbote treffen den deutschen Exportschlager 
schlechthin. In dieser Technologie ist Made in Germany führend. Bezeichnenderweise begann 
der Abgasskandal in den USA mit Klagen gegen VW und andere deutsche Konzerne. Die 
Steilvorlage wurde dann hierzulande von den Grünen und ihren Vorfeldorganisationen aufge-
nommen. Mit der neuen EU-Schadstoffverordnung geht es ab 2021 auch den Benzinern an 
den Kragen. Die dann geltenden Grenzwerte richten sich gezielt gegen die PS-starken Premi-
umfahrzeuge aus Bayern und Baden-Württemberg - von Kleinwagen, wie sie vorwiegend in 
Italien und Frankreich produziert werden, können sie zur Not erfüllt werden. 
Das von Bund und Ländern kürzlich beschlossene Kohle-Aus ab dem Jahr 2038 vernichtet 
den letzten Rest einer eigenständigen Energiebasis - und zigtausende Jobs in den Tagebau-
Ländern Nordrhein-Westfalen, Brandenburg, Sachsen und Sachsen-Anhalt. Deutschland ist 
dann abhängig von Sonne und Wind, deren Stromerzeugung je nach Wetter stark schwankt 
und die Grundlast für Großbetriebe nicht gewährleisten kann - und von Importen aus dem 
Ausland, die auch aus französischen Atomkraftwerken kommen. 
… Die als ökologisches Allheilmittel gepriesene Elektromobilität ist in jedem Fall eine Mo-
gelpackung: Nicht im Fahrbetrieb, wohl aber in der Batterieherstellung fallen ebenfalls Gift-
stoffe an. Die Gesundheit der Kinder, mit der hochmoralisch etwa die aktuellen Fahrverbote 
begründet werden, spielt im Falle der E-Autos keine Rolle: Beim Abbau des für sie benötigten 
Kobalts im Kongo schuften minderjährige Arbeitssklaven unter hochtoxischen Bedingungen 
in den Minen von Konzernen und Warlords. …  
Die Aussage "Es gibt kein Volk" stammt nicht von linksradikalen Eiferern wie Claudia Roth, 
sondern vom schicken Hoffnungsträger Robert Habeck, der gerade zum Politiker des Jahres 
2018 gekürt wurde. …<< 
 
3. Warum gibt es keine angemessene Gedenkstätte für die etwa drei Millionen deutschen 
Vertreibungsopfer? 
Andreas von Schoeler (von 1991 bis 1995 Oberbürgermeister von Frankfurt am Main) berich-
tete am 12. November 1992 in der Frankfurter Rundschau (x354/54): >>… Auschwitz ist 
Deutschlands Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft.<< 
Der deutsche Schriftsteller und Dramatiker Botho Strauß schrieb am 8. Februar 1993 im 
Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" (x268/186-187): >>Zuweilen sollte man prüfen, was an 
der eigenen Toleranz echt und selbständig ist und was sich davon dem verklemmten deut-
schen Selbsthaß verdankt. ... Intellektuelle sind freundlich zu Fremden, nicht um des Fremden 
willen, sondern weil sie grimmig sind gegen das Unsere und alles begrüßen, was es zerstört. 
...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 8. Oktober 1994: >>Das Grauen läßt 
sich schwer in Bronze gießen 
... In einer Zeit, in der die Überlebenden des Massenmordes sterben, scheint ein Holocaust-
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Erinnerungsboom auszubrechen. Öffentliche Gedenkorte überall sollen dem kollektiven Ge-
dächtnis bewahren, was sonst unwiderruflich verloren wäre.  
Aber ist so etwas überhaupt möglich? Sind Kunstwerke beim Thema Holocaust überhaupt 
erlaubt? Lassen Denkmäler die Vergangenheit nicht erstarren, "entsorgen" sie das Grauen 
nicht? ... 
Welches ist also die angemessene Form des Gedenkens? ... Elie Wiesel sagte bei der Eröff-
nung des amerikanischen Holocaust Museums in Washington im vergangenen Jahr, daß nur 
Fragen möglich seien. Und wenn es doch eine Antwort gebe, dann heiße sie Verantwortung 
eines jeden für die Gegenwart.<< 
Der nordamerikanische Politikwissenschaftler Norman G. Finkelstein schrieb später in seinem 
Buch "Die Holocaust-Industrie" über die Eröffnung des amerikanischen Holocaust Museums 
in Washington (x169/79-80): >>... Holocaust-Gedenktage sind ein nationales Ereignis. Alle 
50 Bundesstaaten veranstalten Gedenkfeiern, häufig in Räumen der jeweiligen Parlamente. 
Die Vereinigung der Holocaust-Organisationen führt mehr als 100 Holocaust-Institutionen in 
den Vereinigten Staaten auf. Sieben große Holocaust-Museen sind über ganz Amerika verteilt. 
Kernstück dieses Angedenkens ist das … Holocaust Memorial Museum in Washington.  
Die erste Frage ist, weshalb es überhaupt ein von der amerikanischen Bundesregierung finan-
ziertes Holocaust-Museum in der Hauptstadt des Landes gibt. Diese Einrichtung an der Wa-
shington Mall verträgt sich insbesondere nicht mit der Tatsache, daß hier kein Museum exi-
stiert, welches der Verbrechen im Laufe der amerikanischen Geschichte gedenkt.  
Man stelle sich das Klagegeschrei in den USA gegen die Heuchelei der Deutschen vor, wenn 
diese in Berlin ein Nationalmuseum zum Gedenken nicht des Nazi-Völkermords, sondern der 
Sklaverei in Amerika oder der Auslöschung der amerikanischen Ureinwohner errichten wür-
den. ...<< 
Lennart Meri (von 1992-2001 estnischer Staatspräsident) erklärte am 3. Oktober 1995, dem 5. 
Jahrestag der deutschen Wiedervereinigung, in Berlin (x268/100): >>... Für mich als Este ist 
es kaum nachvollziehbar, warum die Deutschen ihre eigene Geschichte so tabuisieren, daß es 
enorm schwierig ist, über das Unrecht gegen die Deutschen zu publizieren oder zu diskutie-
ren, ohne dabei schief angesehen zu werden – aber nicht etwa von Esten oder Finnen, sondern 
von Deutschen selbst.<<  
Der deutsche Journalist und Publizist Johannes Gross schrieb am 22. März 1996 im FAZ-
Magazin über die Neurose der Deutschen (x268/237): >>... Als die ersten Menschen sich auf-
richteten, um auf zwei Beinen zu gehen, ist gleich ein Deutscher herbeigeeilt, um dringlich zu 
warnen: das sei gefährlich, es drohe der Sturz, besonders den Kindern und Alten, vor allem sei 
es unsolidarisch gegen die übrigen Vierbeiner, auch theologisch bedenklich, denn es wende 
das Menschengesicht ab von der Erde, dem mütterlichen Grund.<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die psychische 
Gleichgewichtsstörung der Deutschen (x268/237): >>... Im übertragenen Sinn ist der aufrech-
te Gang für die psychische Gesundheit des Einzelnen und für die Überlebensfähigkeit einer 
Gemeinschaft essentiell. Und im Wortsinn war er vermutlich der Grund, warum wir heute 
keine Menschenaffen mehr sind; einschlägige Fachbücher berichten: "Die entscheidende Pha-
se der Menschwerdung spielte sich vor rund 4 Millionen Jahren mit der Entwicklung des auf-
rechten Ganges ab". ... 
Der Therapeut der deutschen Neurose hat es nicht leicht. Zum einen muß er die verkorksten 
Denktraditionen des weltfremden deutschen Michel bewußtmachen zum anderen dem akuten 
Schuldkomplex auf den Grund gehen.  
Im gegebenen Fall ist noch einmal daran zu erinnern, daß der neurotische Selbsthaß diskrimi-
nierter Minderheiten auf der Übernahme von Vorurteilen der feindseligen Mehrheit beruht.  
Bei der deutschen Neurose fungieren ... die elektronischen Massenmedien als "Mehrheit", das 
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Volk als Minderheit; das übernommene Vorurteil liegt in der rassistisch gefärbten Kollektiv-
schuldtheorie. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 6. September 1996 über Daniel Gold-
hagens umstrittenes Buch "Hitlers willige Vollstrecker": >>Woher nur die Lust an der 
Grausamkeit?  
... Dem jungen amerikanischen Harvardprofessor ist es gelungen, in Amerika und Deutsch-
land eine Reihe renommierter Historiker gegen sich aufzubringen. Er hat sie mit seinem An-
spruch gereizt, eine wesentlich neue Erklärung für den millionenfachen Mord an den europäi-
schen Juden zu geben.  
Goldhagen behauptet: Beim Holocaust beteiligten sich mehr als hunderttausend "ganz ge-
wöhnliche Deutsche" freiwillig, eifrig, zuweilen mit Lust. Ihre besondere Grausamkeit gegen 
die Juden erklärte er mit der Verinnerlichung einer über Jahrhunderte entwickelten und die 
deutsche Gesellschaft bis zum Zweiten Weltkrieg bestimmenden besonders aggressiven Form 
des Antisemitismus, den Goldhagen als "eliminatorisch" (also auf Beseitigung gerichtet) cha-
rakterisiert. … 
Jan Philipp Reemtsma, der Leiter des Hamburger Instituts für Sozialforschung, kam Goldha-
gen entgegen. Die Quellen bestätigen, daß es für die Mehrheit ganz selbstverständlich gewe-
sen sei, daß die Juden Feinde des deutschen Volkes seien. ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über Goldha-
gens umstrittenes Buch "Hitlers willige Vollstrecker" (x268/83): >>Der Lorbeer des Antiger-
manismus ... gebührt zweifellos dem US-Historiker Daniel Jonah Goldhagen und seinem 
Buch "Hitlers willige Vollstrecker".  
Der Autor weiß zum Beispiel, daß die deutsche Neigung, Juden umzubringen, bei "Machtan-
tritt der Nationalsozialisten längst vorhanden" gewesen sei, was er "eliminatorischen Antise-
mitismus" nennt. Hitler habe nichts anderes getan, als "den bestehenden Antisemitismus frei-
zusetzen und zu aktivieren". 80 bis 90 Prozent der Deutschen hätten gerne Gelegenheit ge-
habt, Juden zu quälen und zu ermorden.  
Über Jahrhunderte hinweg sei das so gewesen. Die deutsche Grausamkeit sei einzigartig – 
oder könne man sich vorstellen, daß Dänen oder Italiener den Holocaust begangen hätten? 
...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 26. Juni 1999: >>Große Mehrheit 
unterstützt großes Mahnmal in Berlin 
... Der Bundestag hat am Freitag beschlossen, in Berlin ein zentrales Mahnmal für die ermor-
deten Juden Europas errichten zu lassen. ...  
Danach wird im kommenden Jahr auf der Fläche von der Größe zweier Fußballfelder neben 
dem Brandenburger Tor ein begehbares Labyrinth aus 2.700 Betonstelen entstehen. ... Die 
Kosten werden auf 15 Millionen Mark geschätzt. ... 
Kulturstaatsminister Michael Naumann, SPD, warb vor der Abstimmung für den US-
Architekten Eisenman und sprach von einem "Zeichen gegen das Vergessen". In beiden gro-
ßen Parteien gab es jedoch eine Minderheit, der ein kleineres Denkmal lieber gewesen wäre. 
... 
Die Vorsitzende des privaten Mahnmal-Förderkreises, Lea Rosh, sieht den Beschluß als gro-
ßen Erfolg. Der regierende Bürgermeister Berlins, Diepgen, soll jetzt seine Kritik fallenlassen, 
das Denkmal sei zu groß: "Auch die Verbrechen, um die es hier geht, sind gigantisch."<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die "einseitige Erinne-
rungskultur der Deutschen" (x309/132): >>... In Deutschland existieren nach einer älteren 
Schätzung weit über 1.000 Erinnerungsstätten für die Opfer des Nationalsozialismus.  
Nach einer neuen umfassenden Recherche gibt es sogar 8.000 antifaschistische Gedenkstätten, 
von denen die Mehrzahl in den neuen Bundesländern zu finden ist. Die Linkssozialistin Lea 
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Rosh - eine der Initiatorinnen der gigantischen Holocaustgedenkstätte in Berlin - plädiert so-
gar für ein Mahnmal "auf dem deutschen Marktplatz". ... 
Bei so viel Toleranz und Sensibilität möchte man meinen, daß der größten Verfolgtengruppe 
der Bundesrepublik, der Vertriebenen aus Ostdeutschland und Osteuropa, in ähnlicher Weise 
gedacht wird; schließlich trägt Göttin Justitia eine Binde vor den Augen, um zu zeigen, daß 
die Gerechtigkeit nicht nach Rasse, Religion oder Nation fragt.  
Doch weit gefehlt. Außer peripheren Gedenkorten wie das Mahnmal der Heimkehrer und 
Kriegsgefangenen in Friedland und die Flamme der Vertreibung in Berlin, Theodor-Heuss-
Platz, die im Lauf der Jahre mehrfach entzündet und wieder gelöscht wurde, existiert nichts, 
was der größten Vertreibung der Weltgeschichte und den damit verbundenen Völkermord-
verbrechen auch nur im entferntesten gerecht würde. Bis heute ist die Vertreibungsproblema-
tik die Leiche im Keller der Bundesrepublik geblieben. ...<< 
Die russisch-jüdische Autorin Sonja Margolina kritisierte im August 1999 in der Zeitschrift 
"Merkur" (8/1999) die latenten Schuldkomplexe der Deutschen (x268/207): >>Auch in den 
internationalen Beziehungen leidet Deutschland unter dem Täterreflex.  
Während die anderen europäischen Staaten die EU als die Fortsetzung ihrer nationalen Inter-
essen in einer anderen Form verstehen, sieht Deutschland darin eine Aufhebung der nationa-
len zugunsten der angeblich europäischen Interessen. Die altruistische Einstellung hat zur 
Folge, daß Deutschland selbst seinen Partnern ideologische Argumente für die eigene Ausbeu-
tung liefert. Zu bereitwillig werden in Frankreich und England antideutsche Klischees einge-
setzt, wenn es darum geht, die "deutschen Interessen" in ihre Schranken zu verweisen.  
Das läuft nach dem Motto: Wenn die Deutschen sich plötzlich um ihre nationalen Interessen 
kümmern, erwachen in ihnen die Nazis. ... Allerdings kann man nationale Interessen kaum 
überzeugend vertreten, wenn man die Nation ... als Tätergemeinschaft versteht und sich selbst 
der Zugehörigkeit zu ihr schämt.<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 21. Juni 2000 über den deutschen 
Grünen-Politiker Joseph Fischer: >>Joschka Fischer: Deutsche mit sich im Reinen  
Außenminister Joschka Fischer, Grüne, sieht die Deutschen heute im Reinen mit sich und ih-
rer Geschichte. Sie seien "nach einer 150-jährigen tragischen Geschichte, der Suche nach dem 
eigenen Nationalstaat, der Verführung zur Hegemonie und schließlich dem Absturz ins 
Verbrechen endlich bei sich selbst angekommen", sagte Fischer der Wochenzeitung "Die 
Zeit". "Heute sind die Deutschen genauso mit sich selbst im Reinen wie die Franzosen, ... 
auch mit ihrer Geschichte", zu der die Auseinandersetzung mit und die Verantwortung für 
Auschwitz gehöre. … 
Fischer wies mit diesen Aussagen im Streitgespräch mit dem französischen Innenminister 
Jean-Pierre Chevenement dessen Kritik an seinen europapolitischen Zielen zurück. Chevène-
ment sagte, die Deutschen flöhen vor ihrer Geschichte ins "Postnationale" und wollten daher 
eine europäische Föderation. Fischer meinte dagegen, die Deutschen seien keine "Fluchteuro-
päer", sein Vorschlag zu einer Föderation am Ende des europäischen Einigungsprozesses habe 
damit nichts zu tun. …<< 
Der deutsche SPD-Politiker Wolfgang Thierse (von 1998-2005 Bundestagspräsident) erklärte 
in einer Rede am 27. Januar 2001 (x354/94): >>… Wie kein anderer Name steht Auschwitz 
für eine Schuld, die nicht vergeben werden kann und die nie vergessen werden darf. Wenn 
diese Schuld auch nicht übertragbar ist - die Verantwortung, die daraus erwächst, ist sehr wohl 
übertragbar. Es ist unsere gemeinsame Verantwortung, daß die Vergangenheit stets als Mah-
nung präsent bleibt. Die Verbrechen der Nationalsozialisten sind einzigartig. Wir müssen da-
für sorgen, daß sie es für immer bleiben.<< 
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"SPIEGEL ONLINE" berichtete am 6. Februar 2001: >>"Die Holocaust-Industrie": Debat-
ten um das "böse" Buch 
Selten hat ein historisches Buch in Deutschland eine solche Kontroverse ausgelöst, ehe es 
überhaupt erhältlich war: Trotz zahlreicher Proteste wird Norman Finkelsteins "Holocaust-
Industrie" am Mittwoch auch hier zu Lande veröffentlicht.  
Mit seiner Polemik gegen eine vermeintliche "Holocaust-Industrie", die im vergangenen Jahr 
in England und den USA veröffentlicht wurde, hat der amerikanische Politikwissenschaftler 
Norman Finkelstein die Erinnerung an den Völkermord einer wütenden Kritik unterzogen. In 
Deutschland setzte seine Schrift eine Debatte in Gang, die mit ihrer Heftigkeit an den Streit 
um Daniel Goldhagen vier Jahre zuvor erinnerte. Ab Mittwoch ist nun auch die deutsche 
Übersetzung auf dem Markt.  
Finkelsteins Thesen sind provozierend: "Jüdische Eliten", so behauptet er, beuten im Einver-
nehmen mit der amerikanischen Regierung das entsetzliche Leid der Millionen von Juden aus, 
die während des Zweiten Weltkriegs ermordet wurden. Diese "Holocaust-Industrie" erpresse 
immer neue Entschädigungszahlungen, von denen die Opfer tatsächlich kaum Nutzen hätten. 
Vielmehr werde das Geld für vermeintliche "Holocaust-Erziehungsprojekte" verwendet, mit 
deren Hilfe das zentrale Dogma von der historischen Einzigartigkeit des Holocaust zementiert 
werden solle.  
Diese Doktrin der "Einzigartigkeit" wirke intellektuell lähmend - vor allem auf die historische 
Forschung - und moralisch diskreditierend, weil demnach das Leiden nichtjüdischer Opfer mit 
dem der Juden "unvergleichbar" erscheine, werde aber nach Ansicht Finkelsteins politisch 
ausgenutzt: Denn zusätzlich zum "Abkassieren" durch die "Holocaust-Industrie" werde eine 
vermeintliche Instrumentalisierung der Erinnerung an den Holocaust durch Israel möglich. 
Jüdische Eliten wollten sich so gegen Kritik an der israelischen Politik gegenüber den Palästi-
nensern immunisieren.  
Einhellige Ablehnung  
In Deutschland stieß Finkelstein mit seinem wütenden Buch auf einhellige Ablehnung. Be-
sondere Irritation rief sowohl die Radikalität hervor, mit der der Amerikaner die kritischen 
Ansätze bündelte, aber auch die offensichtliche moralische Empörung, die Finkelstein dabei 
an den Tag legt. …<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 3. August 2003 über ein Interview mit dem deut-
schen Modedesigner Wolfgang Joop (x354/110): >>… Das übertriebene schlechte Gewissen 
in Deutschland finde ich nachvollziehbar, aber therapeutisch nicht vorteilhaft. Ich fahre jeden 
Tag am zukünftigen Holocaust-Denkmal vorbei. Das ist so penetrant und plump. Es fordert 
jetzt schon zum Vandalismus auf. 
Ein entseeltes Labyrinth aus Beton, in dem wahrscheinlich, nur gesprayt, gedealt und ge-
schändet wird. Es ist wieder nur ein Monument deutscher Unbelehrbarkeit.<< 
Der deutsche Jurist und Historiker Erhardt Bödecker schrieb am 1. November 2003 in der 
Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" (x887/...): >>Die gnadenlose und rechtlose Behand-
lung besiegter Gegner reicht bis in die Gegenwart 
Wehe den Besiegten 
… Die kollektive Kriminalisierung aller Deutschen blieb nicht bei der Erlebnisgeneration ste-
hen, sondern wurde auf die deutsche Geschichte ausgedehnt. Soziologen und Politologen der 
USA machten unsere Vorfahren ebenfalls zum Gegenstand des Schuldvorwurfs, sie konstru-
ierten eine Kausalkette, die von Luther über Friedrich den Großen bis zu Hitler führte. Die 
Berufung Hitlers auf diese Kontinuität war unberechtigt, seine geistige Wiege stand in Wien, 
nicht in Preußen. Das wußten die ausländischen Umerzieher. Trotzdem war eine positive 
Rückbesinnung auf Preußen politisch nicht erwünscht, sie war politisch nicht korrekt. Ledig-
lich eine herabsetzende Darstellung oder, wie man heute sagt, eine kritische Darstellung der 
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preußischen Geschichte, wurde akzeptiert. … 
Das "Wehe den Besiegten" nach den beiden Weltkriegen bestand in der Gnadenlosigkeit und 
der Mißachtung des Rechts durch die Sieger, bestand vor allen Dingen in ihrem abstoßenden 
Überlegenheitsdünkel und in der Demütigung aller Deutschen.  
Diese Demütigung wurde nach dem Zweiten Weltkrieg durch den Befehl zur Umerziehung 
der Deutschen verschärft. Wir Deutsche verloren unsere Geschichte, die auf zwölf Jahre des 
Nationalsozialismus reduziert wurde.  
Mit einer überdimensionierten politischen Bildungsarbeit in Universitäten, Schulen, Stiftun-
gen, Parteieinrichtungen, Gewerkschaftsinstituten und Medien wird nicht nur das verfälschte 
Geschichtsbild, sondern auch die Existenz der Parteien, ihrer Funktionäre und der ungebührli-
che Zugriff auf die steuerlichen Mittel gerechtfertigt. Schlagworte wie Demokratie, Freiheit 
und soziale Gerechtigkeit dienen als Knüppel in der politischen Auseinandersetzung. Mit Ver-
fassungsschutzeinrichtungen schützen sich die etablierten Institutionen, unter anderem Partei-
en, Gewerkschaften, Länderregierungen und Mandatsträger, vor Kritik oder ihrer Verände-
rung. Das alles ist Ausfluß der beiden großen Glaubenskriege des 20. Jahrhunderts. … 
"Wehe den Besiegten": … Den Deutschen wurde ihre Geschichte genommen ...<<  
Altbundeskanzler Helmut Schmidt erklärte am 7. Dezember 2010 in einem Handelsblatt-
Interview (x354/43): >>… Wegen der Nazizeit und des Zweiten Weltkriegs wird Deutschland 
für lange Zeit in der Pflicht stehen - für das ganze 21. Jahrhundert, vielleicht sogar noch für 
das 22. Jahrhundert.<< 
Der italienische Geschichtsphilosoph und Publizist Domenico Losurdo (1941-2018) berichtete 
im Jahre 2010 in seinem Buch "Die Deutschen. Sonderweg eines unverbesserlichen Volkes?" 
(x318/80-82): >>… Und heute? … 
5. Selbstgeißelung und Gefahr der indirekten Förderung des Chauvinismus 
Trotz der reichen demokratischen und revolutionären Tradition Deutschlands gibt es immer 
noch Leute, die den Mythos eines ewig unverbesserlichen deutschen Volkes verbreiten und 
damit Deutschland erpressen wollen, um ihm jede Unabhängigkeit im Vergleich zur Außen-
politik Amerikas und Israel unmöglich zu machen. 
Nur so läßt sich die plumpe Agitation der Anti-Deutschen und der internationale Erfolg des 
Buches des amerikanischen Historiker Daniel J. Goldhagen erklären. Dieser bezeichnet darin 
den Antisemitismus und sogar den "Vernichtungs-Antisemitismus" als eine "allgemeine Cha-
rakteristik des deutschen Volkes". 
Vollkommen verschwiegen werden die fürchterliche Repression und der grausame Bürger-
krieg, den die Nazibanden gegen die deutschen Antifaschisten entfesselten. Auf diese Weise 
wird Hitler zum Protagonisten "einer friedlichen Revolution, der das deutsche Volk bereitwil-
lig zustimmt". Paradoxerweise wird hier ein in der Propaganda des Dritten Reiches häufig 
wiederkehrendes Motiv aufgenommen. Goldhagens These baut auf kolossalen Verdrängungen 
auf. Im Personenregister seines Buches sind weder Hermann Cohen noch Henry Ford ver-
zeichnet, noch kommen die Namen der exaltiertesten US-amerikanischen Antisemiten vor, die 
vor Hitler die "Vernichtung" (extermination) der Juden fordern, um die notwendige "Desinfi-
zierung" (disinfection) der Gesellschaft zu realisieren. 
Unaufhörlich unterstreicht der amerikanische Historiker den Massenkonsens in Deutschland 
für die Judenverfolgungen. Die auf die "Endlösung" hinausliefen. Man könnte sich aber auch 
fragen, auf welchem Konsens in den Vereinigten Staaten die Einsperrung der Staatsbürger 
japanischer Herkunft in Konzentrationslagern und die Atombomben auf Hiroshima und Naga-
saki beruhten?  
Vor allem: Welchen Konsens fand der Rassismus, der in Amerika die Deportation, die Dezi-
mierung oder die Vernichtung der Indianer und der Versklavung und die Unterdrückung der 
Schwarzen auch nach der formellen Abschaffung der Sklaverei noch mitten im 20. Jahrhun-
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dert rechtfertigte? Wollte man wie Goldhagen argumentieren, so könnte man sagen, daß der 
"Versklavungs-Rassismus", was die Schwarzen betrifft, und der "Vernichtungs-Rassismus", 
was die Indianer betrifft, eine "allgemeine Charakteristik des amerikanischen Volkes" sind. 
Goldhagens Buch hat auch in Deutschland einen großen Erfolg erzielt. … 
Paradoxer Weise läuft die wahllose Selbstgeißelung des deutschen Volkes darauf hinaus, das 
gute Gewissen und den Chauvinismus nicht nur der Vereinigten Staaten, sondern auch der 
reaktionärsten Kreise Deutschlands zu bestärken, die die Beteiligung an den von den USA 
geführten Kriegen mit dem Argument propagieren, man müsse ein für alle Mal mit dem ver-
fluchten deutschen Sonderweg brechen! …<< 
Die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel erklärte am 6. Dezember 2019 während ihrer 
Rede im ehemaligen NS-Vernichtungslager Auschwitz (x354/90): >>… An die Verbrechen 
zu erinnern, die Täter zu nennen und den Opfern ein würdiges Gedenken zu bewahren - das ist 
eine Verantwortung, die nicht endet. Sie ist nicht verhandelbar; und sie gehört untrennbar zu 
unserem Land. Uns dieser Verantwortung bewußt zu sein, ist fester Teil unserer nationalen 
Identität, unseres Selbstverständnisses als aufgeklärte und freiheitliche Gesellschaft, als De-
mokratie und Rechtsstaat.<< 
 
4. Wieso fördert Genderismus das totalitäre Herrschaftssystem des globalen Terrorim-
periums? 
Im September 1995 wurde während der 4. Weltfrauenkonferenz der Vereinten Nationen in 
Peking das sogenannte "Gender-Mainstreaming" eingeführt. Es ging damals zunächst ledig-
lich um die Gleichberechtigung der Geschlechter und die Beseitigung patriarchaler Rückstän-
de. 
Beim sogenannten Genderismus handelte es sich jedoch tatsächlich vor allem um die zwangs-
weise Durchsetzung von Pseudo-Antidiskriminierungsmaßnahmen und um ideologische Um-
erziehungsmaßnahmen, die darauf abzielten, unsere christlich-bürgerliche Gesellschaft zu 
spalten sowie wesentliche demokratische Grundrechte abzuschaffen.  
Der Genderismus ist ein gemeingefährliches Sozialexperiment (Schaffung einer multiethni-
schen, multikulturellen, multireligiösen und letzten Endes antidemokratischen Gesellschaft 
mit entwurzelten, egoistischen, rücksichtslosen, stupiden Einheitsmenschen).  
Diese "multikulturellen Einheitsmenschen" sollen mit "speziellen Erziehungsprogrammen" 
(nach dem Vorbild der totalitären Herrschaftssysteme, wie z.B. Islamismus, Kommunismus, 
Faschismus, Nationalsozialismus, Raubtierkapitalismus, NWO-Globalismus) ohne Geschlecht 
(Genderismus), ohne eigenen Nationalstaat (ohne Herkunft und Heimat), ohne Geschichte und 
Kultur (Multi-Kulti), ohne eigene Identität und schließlich ohne stabile familiäre Bindung 
(Leben in Großkommunen) formatiert werden.  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 12. Januar 2013 über 
"Gender-Mainstreaming" (x887/...): >>Ein Sozialexperiment 
Kritik an "Gender-Mainstreaming" und den Zielen 
Seit Mitte der 50er Jahre gibt es den Begriff des "Gender", mit dem das sogenannte soziale 
Geschlecht - im Gegensatz zum biologischen - dingfest gemacht werden soll. Mitte der 90er 
Jahre (im September 1995) wurde "Gender-Mainstreaming" auf der Weltfrauenkonferenz in 
Peking eingeführt. Vordergründig geht es dabei um die Gleichberechtigung der Geschlechter 
und "die Beseitigung patriarchaler Rückstände", faktisch jedoch um eine Umerziehung zur 
Angleichung der Geschlechter - an der biologischen Disposition vorbei. ...<< 
Das Magazin für Kirche und Kultur "KATHOLISCHES" berichtete am 5. September 2017 
(x893/…): >>Gender - Was steckt dahinter?  
… Der Widerstand gegen die Umsetzung der Gender-Ideologie etwa in der Schule ist noch zu 
schwach. Die Eltern scheinen nicht recht zu begreifen, was hier mit ihren Kindern angestellt 
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wird. … 
Kinder als Vehikel der Revolution - eine Forderung seit Karl Marx 
Die totalitären Systeme des 20. Jahrhunderts zeichnen sich durch einen massiven Zugriff auf 
die Kinder aus. Die Zerschlagung der Familie und die Verstaatlichung der Kinder sind hier 
Mittel, den totalen Staat zu errichten. Es scheint wenig im Bewußtsein der Zeitgenossen ver-
ankert zu sein, daß bereits das infame Kommunistische Manifest im Jahre 1848 den Entzug 
der Kinder und deren staatliche Erziehung fordert. 
Tritt man einige Schritte zurück und blickt auf unsere Situation in Österreich und Deutsch-
land, wird man feststellen müssen, daß Zielvorgaben des Manifests bereits umgesetzt worden 
sind: 
In Deutschland stürmt bereits die Polizei die Häuser von Eltern, die sich weigern, ihre Kinder 
den perversen Sexualerziehungsplänen an den Schulen auszusetzen. Es wird von Haftstrafen 
und Kindesentzug berichtet. Das sind Mittel einer Diktatur. Im "freiesten Staat auf deutschem 
Boden", wohlgemerkt. … 
Gender-Pädagogik gegen Kindeswohl - Widerstand aus der Mitte der Gesellschaft 
Die "dekonstruktive Pädagogik" soll "emanzipatorisch" sein. Was auch immer damit genau 
gemeint sein soll, eines ist klar: 
"In Wahrheit geht es hier um die Zerstörung der menschlichen Persönlichkeit und um nichts 
anderes". … 
Nicht wenige Stimmen aus der Gesellschaft warnen - trotz erheblichen Konformitätsdrucks 
seitens Politik und "Antifa-Straßengewalt" - vor einer lügenhaften Ideologie, die den Men-
schen nur unglücklich machen kann und die - das wird viel zu wenig bedacht - in ihrem Kern 
totalitär ist. Sie ist unduldsam, aggressiv und freiheitsfeindlich. Sie richtet sich vor allem 
gegen die Kinder, deren seelische Bedürfnisse sie bewußt verletzt und sie selbst zu politisch-
ideologisch und revolutionären Zwecken mißbraucht und vernutzt. …<< 
Die atheistische Gender-Ideologie ist nachweislich eine gottes- und menschenfeindliche Welt-
anschauung, die vor allem durch die freimaurerische "Umwertung aller Werte" die Moral, die 
bürgerliche Familie, die christliche Kultur und den demokratischen Rechtsstaat zerstören will. 
Diese schändliche Einmischung in alle Lebensbereiche der Bürger und Familien wurde 
besonders von den Vereinten Nationen und der EU maßgeblich unterstützt, um den ange-
strebten totalitären NWO-Einheitsstaat bzw. Weltstaat durchzusetzen. 
Der angebliche Kampf der selbsternannten Gutmenschen um Freiheit und Gleichberechtigung 
aller Menschen verfolgt tatsächlich nur das perfide Ziel, ein totalitäres System der plan-
mäßigen Gleichschaltung, der systematischen Ausbeutung, Versklavung und der gnadenlosen 
Unterdrückung zu etablieren. Dieses gemeingefährliche "Sozialexperiment", monoethnische 
und monokulturelle Nationalstaaten in multiethnische Staatsfragmente zu verwandeln, ähnelt 
zweifelsfrei den Vorgängen in den kommunistischen Ländern, als man im 20. Jahrhundert 
neue "sozialistische Einheitsstaaten" ("Paradiese auf Erden") mit beliebig manipulierbaren 
Einheitsmenschen schaffen wollte.  
Die verhängnisvollen kommunistischen Sozialexperimente kosteten schließlich nachweislich 
Millionen von Menschenleben. Die französische Zeitschrift "Figaro" berichtete z.B. im No-
vember 1978 von 142.133.700 Blutopfern, mit denen die Kommunisten ihr "Sozialexperi-
ment" (sog. "Sozialistische Weltrevolution") bezahlten. 
 
5. Weshalb soll die traditionelle Familie systematisch zerstört werden? 
Anstatt die bürgerliche Familie und ihre Rechte zu schützen und zu fördern, plant der Staat 
offensichtlich die komplette Abschaffung der bisherigen traditionellen Familie.  
Die Zersetzung und Zerstörung der altehrwürdigen bürgerlichen Familie wurde in erster Linie 
durch die Berufstätigkeit beider Elternteile und die frühzeitig Übernahme der Erziehungsauf-
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gabe durch staatliche Institutionen, wie z.B. Kindertagesstätten und Ganztagsschulen, einge-
leitet. 
Je früher die Krippenerziehung und die gezielte Manipulation (eigenmächtige staatliche Um-
setzung der Gender-Ideologie) von Kindern in Kindertagesstätten beginnt, desto wirksamer 
kann die Mutter-Kind-Bindung gestört werden. Aufgrund der fehlenden Mutter-Kind-Bindung 
entwickeln sich die Kinder zu instabilen Persönlichkeiten, die leicht zu manipulieren sind.  
Im Rahmen der "grünen" (kommunistischen) Ideologie entzieht man den Eltern grundlegende 
Erziehungsrechte, um die individuelle Persönlichkeit der Kinder durch spezielle Manipula-
tionsmaßnahmen (perverse Sexualerziehung etc.) systematisch zu zerstören. Die Spaltung und 
Zersetzung der bürgerlichen Familie führt letzten Endes zur Zerstörung der gesamten Gesell-
schaftsstruktur, denn die Familie bildete bisher die Basis (Keimzelle der Gesellschaft) für 
stabile Nationalstaaten. 
Die Dipl. Psychologin Sonja van Biezen und Dr. phil. Elisabeth Nussbaumer berichteten am 
9. Dezember 2002 in der schweizerischen Wochenzeitung "Zeit-Fragen" über die negativen 
Folgen der sozialistischen, kollektiven Erziehung (x882/...): >>Die Folgen jahrzehntelanger 
Wertezersetzung für Familie und Bonum commune (Gemeinwohl) 
In allen Kulturen der Welt sind Ehe und Familie - oft auch Großfamilie - der Ort, an dem die 
nachwachsende Generation geschützt heranwachsen kann und in die Kultur eingeführt wird. 
In der Familie aufzuwachsen bedeutet aber viel mehr: Zusammen zu erleben, daß Schwierig-
keiten gemeinsam zu meistern sind und dadurch tiefgreifende Erlebnisse im menschlichen 
Zusammenleben zu machen. 
Die Familie ist die Keimzelle einer auf Freiheit, Gerechtigkeit, Verantwortung und gegensei-
tiger Mitmenschlichkeit beruhenden Gesellschaft. Sie bietet dem Säugling, Kleinkind und 
Heranwachsenden den Ort, an dem er sich in Geborgenheit, Sicherheit und unter fürsorgender 
Anleitung von Vater und Mutter, gemeinsam mit den Geschwistern, Mitmensch und innerlich 
gefestigte Persönlichkeit werden kann. Im Schoße der Familie entwickelt das Kind seine erste 
Bindung zum anderen Menschen. Soziale Bindung an emotional präsente Erwachsene ist die 
Grundlage für eine gesunde seelische Entwicklung. … 
Abwertung von Männlichkeit und väterlicher Autoritä t 
Noch vor Eintritt der USA in den Zweiten Weltkrieg wurde die Frage aufgeworfen, was mit 
den Deutschen geschehen sollte. … 
Die Deutschen seien eine Fehlentwicklung der Evolution, wurde behauptet. In gleicher rassi-
stischer Verblendung, wie sie die Nazis gegenüber den Juden auslebten, wurde nun vertreten, 
alle Deutschen seien Herrenmenschen, Mörder aus Grausamkeit. Es gab in den USA den von 
einem Amateurhistoriker 1940 verfaßten Kaufmann-Plan, der die Umerziehung, später dann 
die Sterilisierung des deutschen Volkes verlangte, und den Morgenthau-Plan, der die Auftei-
lung Deutschlands in mehrere Staaten und den Abbau der gesamten Großindustrie plante.  
Nicht zuletzt aus wirtschaftlichen Überlegungen wurde der Morgenthau-Plan fallengelassen. 
Da der Ost-West-Konflikt bereits seine Schatten vorauswarf, überlegten sich die Alliierten 
rechtzeitig, daß die deutsche Industrie noch gebraucht werden würde. Also wurde auf die Tak-
tik der Umerziehung zurückgegriffen. Noch während des Krieges begannen amerikanische 
Offiziere der "Abteilung für psychologische Kriegsführung" mit den Vorbereitungen zur 
"Umerziehung der Köpfe". 
… Darunter waren schon wegen ihrer guten Kenntnis der deutschen Sprache und der Verhält-
nisse des Landes viele ehemalige deutsche Emigranten. Ein prominentes Beispiel ist Herbert 
Marcuse, der einstige Mitbegründer des Frankfurter Instituts für Sozialforschung besser be-
kannt als Frankfurter Schule."  
So bot sich für Marcuse und seine Genossen Gelegenheit, die Umerziehung der Deutschen in 
den Dienst der marxistischen Ideologie zu stellen: Wie die Geschichte seit Marx und Engels 
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zeigt, wurden stets alle Gelegenheiten für den marxistischen Angriff auf Gesellschaft und 
Kultur genutzt. Mit der Rückkehr der Vertreter der Frankfurter Schule nach Deutschland 
konnte dann die "Charakterwäsche" unter der Fahne des Antifaschismus ungehindert und noch 
intensiver vollzogen werden. Herbert Marcuse, Max Horkheimer,  Theodor W. Adorno 
und ihre Schüler leisteten wirkungsvolle und nachhaltige Arbeit: 
An Stelle jeglichen Zusammengehörigkeitsgefühls, jeder Selbstachtung der deutschen Men-
schen sollte kollektive Scham treten und Generationen überdauern. Reale Geschichte sollte 
nicht einfach im Sinne von Völkerrecht und Gerechtigkeit aufgearbeitet werden, sondern die 
kollektive Erinnerung wurde derart manipuliert, daß das deutsche Volk für sich selbst, seine 
Sprache, seine Kultur und Sitten nur noch Abscheu und Verachtung empfinden mußte. 
Dabei gingen die "Umerzieher" von der These aus, die typisch deutsche Charakterstruktur sei 
autoritär und damit dem Faschismus gefährlich nahe. … 
Die Zahl der von der Frankfurter Schule und ihren Schülern ausgebildeten oder beeinflußten 
Hochschullehrer, Lehrer und Journalisten aller Medien, die Anzahl ihrer Veröffentlichungen 
und Vorträge war groß und ihr Einfluß so weitreichend, daß man, mit Gramscis Worten, von 
einer kulturellen Hegemonie sprechen muß. Ihre Auswirkung dauert bis heute an, denn nach 
dem Ende des kalten Krieges und dem Beginn der Entspannungspolitik begann mit der 1967 
einsetzenden Studentenbewegung die weitere Verbreitung der Ideologie der Frankfurter Schu-
le. 
Diese beinhaltet eine zweite, noch nachhaltiger wirksame Welle der Umerziehung, getragen 
von dem "ethischen Rigorismus der 68er". Es wurde ein Gesinnungskartell geschaffen, jeder 
Widerstand als faschistisch oder antikommunistisch abgeurteilt. Gegen den Mann als Famili-
envater wurden Attacken geritten, die kulturell tradierten und bewährten Werte der Familie als 
Keimzelle eines demokratischen Staates der Lächerlichkeit preisgegeben und als faschistoid 
verunglimpft.  
Auf diese Weise wurde die gesunde, normale Familie verleumdet, abgewertet, zersetzt. Indem 
dem Kind ein Heranwachsen in der Geborgenheit einer intakten und ihrer Bedeutung bewuß-
ten Familie genommen wurde, hat man es von seinen lebenswichtigen Bindungen und von 
seinen geschichtlichen Wurzeln abgeschnitten.  
So wurde das Ziel der Umwertung aller Werte in weiten Bevölkerungskreisen erreicht. Die 
Familie, bestehend aus Mutter, Vater, Großeltern und Kindern war der Auflösung preisgege-
ben. Eine neue Form von Familie wurde geschaffen: Eine Art Kommune mit Kindern, in wel-
cher jeder seiner Selbstverwirklichung nachgeht. Die Familie mit berufstätiger Mutter wurde 
zur weit verbreiteten Lebensform.  
Zusammenfassung 
… Gerade in diesem von freudo-marxistischer und radikalfeministischer Ideologie durch-
tränkten Klima wachsen viele Kinder in einem emotionalen Vakuum auf. Die dadurch entste-
hende Leere wird von den Medien ausgefüllt. Die überlebenswichtige Bindung des Kindes an 
seine Bezugspersonen wird unterbunden. An Stelle menschlicher Bindung tritt Elektronik: 
Das Kind wird mittels Television und Video in eine künstliche, unwirkliche Welt eingeführt, 
zu der die Eltern nur schwer Zugang haben. 
… Als Folge davon kommen zu den neuen elektronischen "Erziehern" staatlich finanzierte 
Tagesstätten für Kinder hinzu. Unter dem Deckmantel sogenannt staatlicher Familienförde-
rungsprogramme wird das Kind dem Einfluß der Eltern noch weiter entzogen.  
Die Folgen einer solchen Kollektiverziehung sind zur Genüge aus den Erfahrungen der sozia-
listischen Länder bekannt. Es stellt sich die Frage, ob wir wider besseren Wissens unseren 
Nachkommen die schwerwiegenden negativen Folgen kollektivistischer Erziehung auch noch 
antun müssen. … 
Die Leidtragenden sind die entelterten Nachkommen. … 
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Die Kinder werden heimatlos, bindungslos. Anstatt ihre menschlichen Fähigkeiten entfalten 
und für Familie und Gemeinwohl einsetzen zu können, werden sie indifferente Konsumenten 
oder schlimmer: instrumentalisierbare Manipuliermasse für die Machtinteressen der Wirt-
schaft oder willfährige Soldaten, die jeden Krieg mitmachen. … 
Wer diese Tatsachen kennt, wird alles daran setzen, unsere Nachkommen und ihre Familien 
vor der Zersetzung der Familie zu schützen, weil jeder Mensch die Erfahrung einer gesunden 
Familie für eine geglückte Entwicklung braucht. Es scheint nicht einfach zu sein, aus der Ge-
schichte zu lernen. Versuchen wir es. Unsere Nachkommen werden es uns danken.<< 
 
6. Warum wurde das altbewährte deutsche Bildungssystem abgeschafft? 
Die deutsche Kultusministerkonferenz vereinbarte am 27. November 1969, wissenschaftlich 
begleitete Schulversuche mit Gesamtschulen durchzuführen. Die Gesamtschule (ging auf die 
Idee der "Einheitsschule" zurück) wurde bereits seit 1948 gefordert. Während SPD und FDP 
für die Einführung der Integrierten Gesamtschule eintraten, waren CDU/CSU damals noch für 
die Beibehaltung des dreigliedrigen Schulsystems (Hauptschule, Realschule und Gymnasium). 
Das weltweit anerkannte, effektive deutsche Bildungssystem, in dem man nach Möglichkeit 
jeden nach seinen Bedürfnissen und Fähigkeiten förderte, wurde in den letzten Jahrzehnten 
jedoch allmählich konsequent zerlegt.  
Obwohl unsere deutschen Universitätsabschlüsse jahrzehntelang als vorbildlich galten, führte 
man u.a. das umstrittene US-Diplom (Bachelor/Master) ein.  
Durch die jahrelang umstrittene Rechtschreibreform wurde zusätzlich die Einheitlichkeit der 
deutschen Rechtschreibung im In- und Ausland vorsätzlich erheblich beschädigt, um die deut-
sche Sprache endgültig als ehemals führende Wissenschafts- und Kultursprache auszuschal-
ten. 
Aufgrund der ständig geringeren Leistungsanforderungen, Einführung der Einheitsschule, 
Abschaffung der Förderschulen, Sonderschulen, Gymnasien und Realschulen sowie Ausset-
zung des Sitzenbleibens in Schulen und Inklusion im Bildungswesen wurde der Bildungsstan-
dard für alle Schüler drastisch gesenkt.  
Infolge der sogenannten "Inklusion" sollen z.B. geistig, körperlich, sozial oder sonst wie 
behinderte Kinder in "normale" Schulkassen integriert werden (alle Kinder sind gleich bzw. 
alle Kinder sind irgendwie behindert und sind deshalb gleich zu machen). Fast niemand 
kümmert sich darum, daß besonders die behinderten Kinder unter der Inklusion leiden und die 
Lehrer hoffnungslos überfordert werden. 
Wegen des mangelhaften Schulunterrichtes besitzen heutzutage viele Schüler nicht mehr die 
erforderlichen Grundkenntnisse, die eine erfolgreiche Berufsausbildung oder ein Studium ge-
währleisten.  
Der "Rheinische Merkur berichtete am 31. Oktober 1997 über den Niedergang der deutschen 
Sprachkultur (x268/155-156): >>Viele osteuropäische Wissenschaftler mit Deutschkenntnis-
sen sind inzwischen gezwungen, auf Kongressen in der Bundesrepublik den Kopfhörer aufzu-
setzen, um der Simultanübersetzung zu lauschen. Die Konferenzsprache ist Englisch. Nicht 
selten quälen sich deutschsprachige Wissenschaftler auf deutschem Boden vor deutschem Pu-
blikum auf englisch. Es ist wohl eine Art Bildungsdünkel die Ursache für die Beliebtheit des 
Englischen in deutschen Breiten. 
... Viele Ausländer finden gerade die hektische Orientierung am angloamerikanischen Vorbild 
als unsouverän und provinziell.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 21. Februar 2004 
(x887/...): >>Die Frankfurter Allgemeine vom 16. Februar sieht die deutsche Sprache durch 
die weiterhin umstrittene Rechtschreibreform erheblich beschädigt: 
"Das ist die bittere Einsicht im Rechtschreibstreit: Es ging noch nie um die Sache, sondern 
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allenfalls darum, ein Projekt durchzusetzen, koste es, was es wolle. Daß damit die Einheit-
lichkeit der deutschen Rechtschreibung nicht nur hierzulande, sondern vor allem im Ausland 
erheblich beschädigt und dem Deutschen als Wissenschafts- und Kultursprache möglicher-
weise der Todesstoß versetzt wird, das wird zumeist nicht bedacht. Wann endlich bringt ein 
Politiker den Mut auf, sich für das Ende des Rechtschreibwahnsinns einzusetzen?"<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 4. September 2004 
(x887/...): >>Der Schriftsteller und Humorist Vicco von Bülow alias Loriot geht in der Bild 
vom 26. August die Rechtschreibreform hart an und stellt sie in einen größeren Zusammen-
hang: 
"Jede Form der billigen Vereinfachung und Verstümmelung beraubt unsere Sprache ihrer 
Wirkung. Wir sind auf dem Wege, unser wichtigstes Kommunikationsmittel so zu vereinfa-
chen, daß es in einigen Generationen genügen wird, sich grunzend zu verständigen.  
Keine Regierung darf es sich erlauben, eine Kulturnation zu einer Klasse von Schülern zu de-
gradieren, denen nicht die geringste Anstrengung zumutbar ist. Es wäre mir peinlich, müßte 
ich mit Hilfe meiner geliebten Sprache zum Ungehorsam gegen den Staat aufrufen. Ich möch-
te auch nicht erleben, daß mir ein junger Mensch versichert, ihm sei es egal, woher er komme. 
Denn ich müßte ihm sagen: 'Dann ist es auch wurscht, wohin du gehst'."<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 11. März 2006 (x887/...): 
>>Demontage der Kultursprache Deutsch 
Deutliche Zeichen für die Demontage der Kultursprache Deutsch sind der stupide Umgang 
mit der sogenannten Rechtschreibreform und die Zerstörung der deutschen Sprache durch ein 
Übermaß an gezielt importierten oder gedankenlos übernommenen Anglizismen, die auch von 
staatlicher Seite betrieben, zumindest aber hingenommen wird. … 
Die 1996 von Staaten des deutschen Sprachraums beschlossene Rechtschreibreform, die für 
Ämter und Schulen vom 1. August 1998 an gilt und deren Ziel es war, die Rechtschreibung zu 
vereinfachen, wurde zu einer politischen Blamage, an deren Ende die Auflösung der Einheit-
lichkeit der Rechtschreibung in diesem deutschen Sprachraum stehen könnte. Jedenfalls ist 
die "Ruhe an der Rechtschreibfront" noch nicht abzusehen, und statt eines Reglements zeich-
net sich ein Durcheinander ab. …<<  
Das politische Magazin "Cicero" berichtete am 14. Dezember 2017: >>Bildungspolitik - 
Bildung, die schaffen wir ... ab!  
VON KLAUS-RÜDIGER MAI  
Die Forderungen nach mehr sozialer Durchmischung der Schulen werden lauter. So sollen 
Kinder aus bildungsnahen Familien die Leistungsschwächeren mitziehen. Doch die Reformen 
führen nicht zu mehr Gerechtigkeit, sondern zu einer Absenkung der Bildungsstandards für 
alle Schüler 
Immer lauter und immer öfter wird die Forderung nach einer stärkeren vom Gesetzgeber re-
glementierten sozialen Durchmischung der Schulen erhoben. … 
Die Forderung der "Durchmischung" an den Gesetzgeber geht von folgender Vorstellung aus: 
Der mangelhafte Wortschatz von Grundschülern und ihre Handicaps im Erlernen des Lesens 
und Schreibens beruht darauf, daß immer mehr Kinder mit Migrationshintergrund, bei denen 
zu Hause nicht Deutsch gesprochen wird, in den Klassen auf Kinder treffen, die aus soge-
nannten bildungsfernen Schichten stammen. … 
Niedrigeres Niveau für alle 
… Man erklärt Kinder zur Verschiebungsmasse und macht sie zu Ausputzern einer verkork-
sten Einwanderungs- und Bildungspolitik, bringt die Senkung von Bildungsstandards politisch 
ernsthaft ins Gespräch und zwingt die Kinder in Einheitsschulen. Das alles zeugt von wenig 
Respekt den Kindern gegenüber, zeugt von einem Bildungsstalinismus, der die Kinder zu 
einem Rädchen im Getriebe erklärt und noch dazu entscheidende Fragen außer acht läßt, die 
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bereits vor der großen Zuwanderung eine Rolle spielten. 
Absurder neuer Lehrplan 
Das beginnt bei der Einsparung von Lehrern, die dazu geführt hat, daß heute fast jeder ohne 
besondere Qualifikation unterrichten darf. Und es endet bei zweifelhaften, ideologiegetrie-
benen pädagogischen Experimenten wie Flexklassen, Erlernen des Schreibens nach Gehör, 
Verbot des Diktatschreibens, Abschaffung der Schreibschrift, Schaffung eines dem Wissens-
erwerb hinderlichen Zwangssystems von Gesellschafts- und Naturwissenschaften als große 
Unterrichtskomplexe. … 
Schädliche Bildungsreform 
… Schaut man sich die Vielzahl schädlicher "Bildungsreformen" an, kann man schwerlich 
dem Eindruck widerstehen, daß Bildungspolitik die Absenkung der Bildungsstandards zum 
Ziel hat. 
Eine andere Studie besagt, daß Deutschland nur in einem Bereich sehr weit vorn liegt, und 
zwar in der Teamfähigkeit. Nach Bekanntwerden dieses Ergebnisses brach darüber Jubel aus, 
denn Wissen wäre nicht mehr wichtig, so hieß es, Wissen kann man sich schließlich auch 
ergoogeln. Menschen, die sich nur noch Wissen ergoogeln können, sind aber in allem abhän-
gig von Google. Wir wissen zwar nichts, aber es ist doch toll, daß wir jetzt mal zusammen 
sind. …<< 
 
7. Wieso ist die deutsche Bundeswehr nicht mehr verteidigungsfähig? 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 21. Oktober 1999 über die umstrittene Wander-
ausstellung "Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944": >>... Die zwei-
felhafte Macht der Bilder 
Seit rund viereinhalb Jahren debattieren und streiten die Deutschen über die Ausstellung 
"Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944". Neue Studien belegen nun, 
daß die Veranstalter bei der Auswahl einzelner Fotos falsch lagen. ... 
Sie ist umstritten wie kaum eine andere Ausstellung vor ihr. Bundesweit hat die Wanderschau 
mit dem Titel: "Vernichtungskrieg - Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944" für heftige 
Kontroversen gesorgt. Seit ihrer Eröffnung im März 1995 haben rund 860.000 Besucher in 32 
Städten die Ausstellung gesehen. Bei fast jeder Station kam es zu Demonstrationen und ge-
waltsamen Protesten gegen die Fotoschau, in der die Wehrmacht für die systematische Ermor-
dung von Millionen Menschen verantwortlich gemacht wird. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 5. November 1999 über die umstritte-
ne Wanderausstellung "Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944": 
>>Wehrmachtskritiker stoppen ihre strittige Ausstellung 
Einige Fotos zeigen Opfer der Sowjets / Termine in Braunschweig und New York gestrichen 
Die umstrittene Wehrmachtsausstellung wird nach massiver Kritik von Historikern zurückge-
zogen und grundlegend überprüft. ... Auch die Auslandsversion der Bilder-Schau über die 
Verbrechen der Wehrmacht wird nicht wie geplant in den USA gezeigt, wo sie am 2. Dezem-
ber in New York eröffnet werden sollte, sagte der Leiter des Hamburger Instituts für Sozial-
forschung, Jan Philipp Reemtsma, am Donnerstag. ... 
Das Institut für Sozialforschung reagierte damit auf Kritik von Wissenschaftlern, vor allem 
auf die des polnischen Historikers Bogdan Musial. Musial hatte in den "Vierjahresheften für 
Zeitgeschichte" (Ausgabe IV/99) im Oktober geschrieben, daß ein in der Ausstellung gezeig-
tes Bild, auf dem viele Leichen zu sehen sind, nicht eine Massenerschießung der Wehrmacht 
in Kraljewo (Serbien) dokumentiert, sondern die Ermordung von Gefängnisinsassen Ende 
1941 durch den sowjetischen Geheimdienst NKWD im galizischen Lemberg. 
Musial versuchte in seinem Zeitschriftenbeitrag zu beweisen, daß wenigstens neun der Fotos 
der Ausstellung sowjetische Verbrechen zeigen und daß das auch bei weiteren zwei Dutzend 
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vermutet werden kann. Der Historiker sah vor diesem Hintergrund die Glaubwürdigkeit der 
korrekten Zuordnung auch der übrigen Bilder der Ausstellung erschüttert. … 
Die Wehrmachtsausstellung des Hamburger Instituts für Sozialforschung wird seit mehr als 4 
Jahren in Deutschland und Österreich gezeigt und hat mehr Aufsehen, Zustimmung und Wi-
derspruch erregt als jede historische Ausstellung zuvor.<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 18. März 2000 (x887/...): >>Mord 
an den Vätern - Die angebliche? Traditionsunwürdigkeit der Wehrmacht. 
Bemerkungen zur geistigen Lage der Bundesrepublik ... 
Bei der geschilderten Umwertung der deutschen Geschichte ins Negative und alles Westlichen 
ins Positive spielt die Wehrmachtsausstellung eine wichtige Rolle. Viele Beispiele belegen 
das hohe, sehr hohe Ansehen der Wehrmacht und ihrer Vorgänger. 
Beispiele: 1950 bat das israelische Verteidigungsministerium mehr als eintausend Militärs 
und Militärhistoriker, die Streitkräfte der beiden Weltkriege zu bewerten. Wie zu erwarten 
war das Ergebnis eindeutig: Die deutschen Truppen wurden mit großem Abstand als die be-
sten bewertet. …  
Als Letztes: 1993 veröffentlichte einer der großen amerikanischen Verlage unter Mitarbeit 
von Wissenschaftlern aus sechzehn Nationen eine sechsbändige Enzyklopädie der Militärwis-
senschaften. Der Artikel "Kampfkraft" wurde von dem vielleicht bekanntesten amerikani-
schen Militärhistoriker, T. N. Dupuy, verfaßt. Er urteilte, die Kampfkraft der deutschen Heere 
sei mehr als hundert Jahre lang der Neid der Welt … gewesen. 
Diese Achtung vor dem deutschen Soldaten ist für das neubundesrepublikanische Gefühl 
ebenso unerträglich wie die Achtung vor den Bachpassionen, wie Belle Alliance oder Fried-
rich dem Großen. Also ist die Wehrmachtsausstellung willkommen. Viele Politiker und viele 
Intellektuelle haben auf diese Ausstellung wohl gewartet wie die Wüste auf den Regen: nur so 
ist die Resonanz auf die Ausstellung zu erklären, daß kaum gefragt wird, ob ein mehrfach 
vorbestrafter kommunistischer Funktionär und ein Reemtsma wenigstens gewillt sein könn-
ten, uns ein zutreffendes Bild von der Wehrmacht zu vermitteln.  
Helmut Schmidt hat die Ausstellung als "Masochismus" gewertet: sachlich ist sie bedeutungs-
los. Um so wichtiger ist sie als Indikator des geistigen Zustandes der Bundesrepublik. …<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 14. April 2000: >>Per Losentscheid 
zur Bundeswehr?  
Armee soll drastisch schrumpfen 
Viele junge Männer werden künftig nicht mehr zum Wehrdienst einrücken müssen. Die Zu-
kunftskommission der Bundeswehr will der Bundesregierung vorschlagen, den Umfang der 
Streitkräfte von jetzt 330.000 auf 240.000 Mann zu verringern. ... 
Der SPD-Verteidigungsexperte Volker Kröning hat einen Friedensumfang der Streitkräfte von 
250.000 Soldaten vorgeschlagen. Die Grünen wollen eine Freiwilligenarmee mit einer Frie-
densstärke von 150.000 bis 180.000 Soldaten und die Wehrpflicht abschaffen.<< 
Die Zeitschrift "Stern" berichtete am 30. Juni 2011: >>... Ende der Wehrpflicht 
"Wir dienen Deutschland" ab jetzt freiwillig 
Die Wehrpflicht ist 55 Jahre alt geworden. Mehr sollen es nicht werden. Wehr- und Zivil-
dienst werden ersetzt. Von Freitag an sollen es Freiwillige richten. 
Nach 55 Jahren ist die Wehrpflicht in Deutschland Geschichte. Von Freitag an werden Wehr- 
und Zivildienst durch neue Freiwilligendienste ersetzt, die Männern und Frauen offen stehen. 
Verteidigungsminister Thomas de Maizière (CDU) will künftig mit dem Slogan "Wir. Dienen. 
Deutschland" die Nachwuchswerbung verstärken. Der Wehrbeauftragte Hellmut Königshaus 
(FDP) will die Bundeswehr durch verschiedene Maßnahmen attraktiver machen, um die ange-
strebte Personalstärke von 175.000 Soldaten zu sichern. 
Die Wehrpflicht war in der Bundesrepublik im Juli 1956 per Gesetz eingeführt worden. Die 
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ersten 10.000 Wehrpflichtigen wurden zum 1. April 1957 eingezogen. Seitdem haben insge-
samt 8,3 Millionen junge Männer ihren Pflichtdienst geleistet. Die letzten 12.000 Wehrpflich-
tigen wurden zum 3. Januar dieses Jahres einberufen. Ihre sechsmonatige Dienstzeit endete 
am Donnerstag. Die Wehrpflicht bleibt allerdings im Grundgesetz verankert und kann bei Be-
darf mit einfacher Mehrheit in Bundestag und Bundesrat wieder eingeführt werden. … 
Wehrbeauftragter Königshaus sagte, die Aussetzung der Wehrpflicht bedeute eine "völlige 
Veränderung des Charakters der Bundeswehr". … 
Er zeigte sich auch offen für die Aufnahme von in Deutschland lebenden Ausländern in die 
Bundeswehr. Für Bewerber ohne deutschen Paß müßte es dann allerdings auch "eine verein-
fachte Möglichkeit der Einbürgerung" geben. Die Gefahr einer Entwicklung der Bundeswehr 
zu einer "Unterschichtenarmee" nach dem Aussetzen der Wehrpflicht sieht der Wehrbeauf-
tragte nicht. "Wir haben zurzeit die am besten gebildete und ausgebildete Armee der Welt." 
Die Bundeswehr biete Bildungschancen und Aufstiegsmöglichkeiten, die es woanders nicht 
gebe, deswegen sehe er "die Gefahr einer Verrohung nicht".<< 
Der deutsche Nachrichtensender "n-tv" berichtete am 16. November 2017: >>"Das ist un-
faßbar "Bundeswehr kämpft mit kaputten Panzern 
Die Bundeswehr sieht sich einem Bericht zufolge mit ausgeprägten Ersatzteil-Engpässen kon-
frontiert. Von 244 Kampfpanzern seien derzeit nur noch 95 einsatzbereit. … 
Strukturelle Mängel an der Spitze? 
"Das ist unfaßbar", kommentierte der Vorsitzende des Verteidigungsausschusses, Wolfgang 
Hellmich. Trotz aller Bekundungen der Spitze des Ministeriums zur Verbesserung des Be-
schaffungswesens lägen "tiefgreifende Mängel" vor, die struktureller Art seien, erklärte der 
Verteidigungsexperte. 
"Wie soll die Truppe denn in Übung gehen, einsatzbereit sein, wenn ein Drittel des Bestandes 
schon in der Nutzung, also in Übung und Einsatz, ausfällt und nicht repariert werden kann, 
weil Ersatzteile fehlen und nicht beschafft werden können?", sagte Hellmich und fügte hinzu: 
"Es muß die Frage gestellt werden, wer die Verantwortung für dieses Desaster trägt." … 
Beim Kampfpanzer Leopard 2 handelt es sich um eines der wichtigsten Waffensysteme des 
Heeres. Das bis zu 65 Tonnen schwere und maximal 72 km/h schnelle Kettenfahrzeug kann 
aus seiner Hauptwaffe, der Glattrohrkanone im Kaliber 120 Millimeter, verschiedene Spezial-
geschosse auf bis zu sechs Kilometer entfernte Ziele abfeuern. …<< 
Infolge der Steigerung von Auslandseinsätzen, Aussetzung der Wehrpflicht (ab 1. Juli 2011), 
der Reduzierung der Streitkräfte von 330.000 auf 180.000 Soldaten und wegen ungenügender 
Finanzierung ist die Bundeswehr heute von der zivilen Gesellschaft entkoppelt und praktisch 
nicht mehr verteidigungsfähig.  
 


